
Die Reihe der DRESDNER REDEN in Kooperation mit der Sächsischen Zeitung 
hat Tradition. Sie wird im Dresdner Schauspielhaus auch 2018 fortgeführt. Am 
10. Februar sprach Norbert Lammert, Bundestagspräsident a. D., zum Thema 
"Wer vertritt das Volk? Parlamente, Plebiszite, Populisten". 
 
Hier folgen Kernaussagen des Dresdner Vortrages von Prof. Norbert Lammert, 
zusammengestellt von Hartmut Pfeil, regekult-Mitdenker in Sachsen. 
 
 

Wer vertritt das Volk? 
 
Die Frage ist sehr alt. Sie ist vermutlich eine der frühesten überhaupt. Sie muss 
in jeder Gemeinschaft beantwortet werden, wenn Entscheidungen für solche 
Angelegenheiten zu treffen sind, die über die Verantwortung des Einzelnen 
hinausgehen. 
 
Solche Entscheidungen führen immer dazu, dass einige der davon Betroffenen 
unzufrieden sind. Das kann nicht anders sein, denn den „Willen des Volkes“ gibt 
es nicht! Auch wenn immer wieder gefordert wird, eben diesen Willen zu 
respektieren, wird schnell klar, wie abwegig das ist. Es gibt zum Beispiel zu den 
Fragen, ob ein Staat Steuern erheben soll oder nicht und wenn ja, welche Arten 
und in welcher Höhe viele Meinungen, die auch energisch vorgetragen werden 
können, aber ganz sicher gibt es einen einzigen definierbaren Willen des 
Volkes nicht!  
 
Sollen Flüchtlinge aufgenommen werden? Wieviele? Unter welchen 
Bedingungen und nach welchen Kriterien? Es wird auch hier so sein, dass es 
viele Meinungen, aber eben einen einheitlichen Volkswillen nicht geben kann. 
 
Der Volkswille wird künstlich hergestellt, weil es ihn als Naturprodukt nicht gibt. 
Der „Volkswille“ ist ein Missverständnis. Also müssen solche Entscheidungen, 
die zwar jeden Einzelnen betreffen, die aber nur als Kompromiss zu erzielen 
sind, in einer vereinbarten Art und Weise zustande kommen. 
 
Eine Möglichkeit des künstlichen Herstellens des Volkswillens ist die 
Demokratie. Die wird praktiziert als regelmäßige Wahl und Abwahl von denen, 
die in einem Parlament den künstlich hergestellten Volkswillen durchsetzen 
sollen. Demokratie ist aber nicht dazu da, Streit zu vermeiden, sondern das 
Gegenteil ist richtig. Sie ist ein Verfahren zur Durchführung unvermeidlichen 
Streits. Was die Mehrheit im Parlament beschließt, ist keineswegs damit zur 
Wahrheit erhoben. Richtig ist nämlich nicht, was die Mehrheit beschließt, 
sondern im Gegenteil: Weil es unterschiedliche Ansichten darüber gibt, was 
richtig und wahr ist, bleibt der Mehrheitsbeschluss nur ein notwendiges Mittel, 
um überhaupt eine Entscheidung zu treffen. 
 
Es erscheint allerdings so, dass Meinungen umso gefestigter sind, je weniger 
klar ist, was wahr ist. Der Unterschied zwischen beidem kann bisweilen 
beträchtlich sein. 



Das Wesen der Demokratie ist im Übrigen nicht, dass die Mehrheit entscheidet! 
Es gilt eher das Gegenteil: Minderheitenrechte sind der Ausdruck von 
Demokratie, denn nur, wenn die Minderheit nicht unterdrückt wird, ist 
gewährleistet, dass sich die Machtverhältnisse auch wieder ändern können. 
 
Dies bedenkend führt zu dem Schluss, Parlamente für die bestmögliche 
Institution zu halten, um eine funktionierende Demokratie zu ermöglichen. Mit 
dem Ändern der Kommunikationsmöglichkeiten wird der Ruf lauter, Parlamente 
zu ergänzen oder gar zu ersetzen durch plebiszitäre Elemente. 
 
Volksbefragungen und Volksentscheide können eine wichtige Ergänzung der 
Parlamente sein und ihre Wertschätzung sollte zunehmen. Von den 
angestrebten Volksentscheiden ist in der Bundesrepublik nur ein sehr kleiner 
Teil wirklich durchgeführt worden, weil das nötige Quorum nicht erreicht wurde.  
 
Ist die Schlussfolgerung richtig, die Zahl der nötigen Stimmen zum Anstoß 
eines solchen Entscheides zu senken? Das Gegenteil sollte gelten: Die Hürde 
muss höher werden; sie könnte bei 50 Prozent liegen. Zu beobachten ist 
nämlich eine Flut von Meinungen in den sogenannten sozialen Netzen, denen 
aber jede Konsequenz fehlt. Es werden immer mehr Entscheidungen des 
Lebens anderen übertragen, etwa in Steuersachen an Steuerberater, in 
Geldsachen an Banken und Vermögensverwalter, in Mietsachen an 
Immobilienverwalter, in Rechtsfragen an Anwälte und dergleichen. Der Einzelne 
fühlt sich immer weniger in der Lage, richtige Entscheidungen in seinem 
privaten Bereich treffen zu können – aber beim Bau von Flughäfen, Bahnhöfen 
und Autobahnen fühlt sich jeder als kompetent und das umso mehr, je weiter 
das Objekt der Entscheidung vom eigenen Vorgarten entfernt liegt, weshalb es 
den spöttischen Begriff der Vorgartendemokratie gibt. 
 
Unter der Voraussetzung eines genügend hohen Quorums für Volksentscheide 
als plebiszitäre Elemente der Demokratie können sie ein zusätzlich regelndes 
Element in der Demokratie sein, aber kein Ersatz für das Parlament. Ein 
Vorbehalt gegen Volksentscheide ist, dass sie nur schwer zu korrigieren oder 
gar rückgängig zu machen sind. Das Beispiel Großbritanniens und seine Qual 
im Umgang mit einem Votum ist bezeichnend. Im Übrigen ist für die Folgen 
eines Volksentscheides niemand verantwortlich zu machen, sollten sich die als 
unerwartet nachteilig erweisen. Bei parlamentarischen Entscheidungen besteht 
zumindest die Chance, Verantwortliche zu benennen und zur Rechenschaft zu 
ziehen. 
 
Allerdings dürfen die Erwartungen an Politiker/Parlamentarier nicht zu hoch 
angesetzt werden. Man verlangt, dass Parteien zügig Kompromisse finden 
sollen, um ihnen anschließend Profilschwäche vorzuwerfen. Das ist eine „fatale 
Verweigerung“, die Mindestansprüche einer demokratischen 
Entscheidungsfindung anzuerkennen. 
 
Das versöhnliche Fazit ist: Wir brauchen eine neue Balance zwischen den 
gewählten und nicht gewählten Repräsentanten unseres Volkes. 


